


Vor den Augen der Welt sind im letzten Jahr 
hunderte Flüchtlinge vor der italienischen 
Insel Lampedusa ertrunken. Die Gesetze der 
Europäischen Union verbieten den Fischern, 
die Ertrinkenden aus dem Wasser zu ziehen –  
die Fischer würden dann als Schlepper ange - 
klagt. Das zeigt, wie unmenschlich die euro - 
päische Flüchtlingspolitik ist. Über die Gründe, 
warum die Menschen fliehen, wird nicht 
gesprochen, Fluchtursachen in den Ländern 
werden nicht bekämpft. Die EU-Staaten 
liefern Waffen und Rüstungsgüter in Kriegs- 
und Krisengebiete und treiben damit viele 
Menschen zur Flucht. Die Wirtschaftspolitik 
der EU, Freihandelspolitik und Agrarsubven-
tionen, führen zu Hunger und Unterversor-
gung in diesen Ländern. Die EU gibt viele 
hundert Milliarden Euro für »Sicherungs-
systeme« aus, für eine andere Wirtschafts-
politik hat sie kein Geld. Sie baut Grenz - 
zäune in Afrika und schickt Schnellboote,  
die Flüchtlingsboote abdrängen, bevor sie  
in die Hoheitsgewässer der Europäischen 
Union kommen. Viele Flüchtlinge kommen 
dabei um: 20 000 Menschen seit 1990.  
Diese Politik ist falsch und unmenschlich. 

Eine humane Flüchtlingspolitik sieht  
anders aus: Keine Mauer um Europa. 
Kein Mensch ist illegal.

n Die Genfer Flüchtlingskonvention und  
die Europäische Menschenrechtskonvention 
müssen eingehalten werden. An den EU- 
Außengrenzen – vor allem auf hoher See – 
dürfen Flüchtlinge nicht zurückgewiesen 
werden. Grenzen auf für Menschen in Not!

n Unter den EU-Staaten muss die Verant-
wortung für eine humane Flüchtlingspolitik 
gerecht und solidarisch verteilt werden. 
Flüchtlinge sollen ihr Zufluchtsland in der  
EU frei wählen können und nicht auf das 
Einreise-Land verwiesen werden. 

n Anstatt hunderte Millionen Euro für 
militärische Abschottungsprogramme wie 

Frontex auszugeben, sollte die EU diese 
Mittel verwenden, um die Fluchtursachen  
in den Herkunftsländern zu bekämpfen.

n Der Zugang zu Asylverfahren und  
Rechtsschutz für Asylsuchende müssen 
sichergestellt werden. Die UN-Kinderrechts-
konvention muss strikt eingehalten werden.

Oft werden Flüchtlinge beschuldigt, die 
soziale Situation der Einheimischen zu 
verschlechtern. Doch das stimmt nicht: 
Unser Sozialsystem leidet nicht vorrangig  
an Flüchtlingen und an Zuwanderung. Es 
leidet daran, dass Reiche und Vermögende 
davor fliehen, ihre Steuern zu zahlen und  
sich an der Finanzierung des Gemeinwesens 
angemessen zu beteiligen. 

Auch in Deutschland muss der Umgang mit 
Flüchtlingen human gestaltet werden. Viele 
sind in Sammelunterkünften untergebracht. 
Eine Integration wird so erschwert, Vorurteile 
werde geschürt. Wir wollen die Residenz-
pflicht abschaffen, die die Flüchtlinge zwingt, 
in einem zugewiesenen Wohnort zu verblei-
ben und sie hindert, Freunde und Verwandte 
zu besuchen. Gute Nachbarschaft, auch mit 
den Flüchtlingen, beginnt auf gleicher 
Augenhöhe:

n Wir fordern ein unbedingtes Bleiberecht 
und menschenwürdige Unterkünfte, soziale 
Absicherung und gleiche Rechte für alle 
Flüchtlinge. 

Wir bitten Sie am 25. Mai  
für Ihre Stimme für DIE LINKE!

Flüchtlinge nicht  
ertrinken lassen!
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